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		Vorwort

	

	
		Im Verlauf der letzten Jahre sind die Entwicklungen für den Aufbau von umfassenden Bedrohungsmanagement-Strukturen schweizweit weiter vorangeschritten. Im Verlauf von 2022 wurden Qualitätsstandards definiert und auf politischer Ebene zur Umsetzung in den Kantonen empfohlen. Die Handlungsfelder der Roadmap gegen Häusliche Gewalt von Bund und Kantonen sowie der Aktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention haben diese Anstrengungen forciert. Die Übersicht zum Stand der Umsetzungen in den Kantonen steht seit November 2023 auf der Webseite der Schweizerischen Kriminalprävention zur Verfügung. Im Kanton Zürich hat die Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Häusliche Gewalt weiterhin höchste Priorität. Der Regierungsrat manifestierte dies in seinem Beschluss zur Schwerpunkbildung in der Strafverfolgung für die Legislaturperiode 2023 bis 2026 (RRB 351/2023). Das gemeinsame Verständnis zur interdisziplinären Zusammenarbeit im Rahmen des Kantonalen Bedrohungsmanagement soll weiter gefördert und in der gesamten Kette der Strafverfolgung noch besser zu verankert werden.
 Die Fachtagung vom 2. November 2023 sollte Einblicke zum Stand der Entwicklungen beim Bedrohungsmanagement in ausgewählten Themen geben sowie neue Ansätze der Prävention von Gewalt, Best Practices und Erkenntnisse aus der Wissenschaft aufzeigen. Die Veranstaltung diente zudem als Plattform für den Austausch und zur Stärkung der Vernetzung unter den Fachpersonen und Partnerorganisationen.
 Die Beiträge der Referent*innen bilden den vorliegenden Sammelband.
 Major Reinhard Brunner, Chef Präventionsabteilung der Kantonspolizei Zürich, erläutert die Entwicklungen auf der Grundlage der Roadmap gegen Häusliche Gewalt, namentlich den Handlungsfeldern „Bedrohungsmanagement“ und „Technische Mittel“. Er gewährt einen kurzen Einblick in eine Studienreise nach Spanien zur Besichtigung des dortigen Modells des Electronic Monitoring (EM).
 MLaw Michael Bühl, Abteilungsleiter Alternativer Strafvollzug, Bewährungs- und Vollzugsdienste des Kantons Zürich, beleuchtet die Umsetzung des Electronic Monitoring im Kanton Zürich. Er erklärt die verschiedenen Anwendungsbereiche und Rechtsgrundlagen und stellt das Pilotprojekt „Dynamisches Electronic Monitoring“ in Fällen von Häuslicher Gewalt vor.
 Fw mbA Philippe Vogt, Spezialist/Referent für Bedrohungsmanagement der Kantonspolizei Waadt, präsentiert den Stand der Umsetzungen sowie Schwerpunkte (Schlaglichter) bei den Aufbauarbeiten des Bedrohungsmanagements in den Kantonen der Romandie.
 Massimo Bonato, Sozialarbeiter FH, Abteilungsleiter Sozialdienst der Kantonspolizei Basel-Stadt, informiert über die Handlungsfelder und Tätigkeiten des schweizweit einzigartigen Sozialdienstes der Kantonspolizei Basel-Stadt. Er beleuchtet unter anderem die Schnittstellen und die Zusammenarbeit mit dem Bedrohungsmanagement.
 lic. iur. Alexandra Ott Müller, Leitende Jugendanwältin der Jugendanwaltschaft Winterthur, erläutert die Aufgaben und Möglichkeiten der Jugendstrafrechtspflege. Sie gibt Einblicke in die Grundzüge des Jugendstrafrechts, die Organisation und Arbeitsweise der Jugendstrafrechtspflege im Kanton Zürich, die Sanktionen, Schutzmassnahmen und Strafen im Jugendbereich.
 M. Sc. May Beyli, Fachstelle Forensic Assessment & Risk Management der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich, beleuchtet die Erfahrungen und Erkenntnisse aus forensischer Sicht mit Kindern und Jugendlichen im Umfeld von Gewalt. Sie legt dabei ein besonderes Augenmerk auf die Auswirkungen bei Betroffenheit von Häuslicher Gewalt.
 Prof. Dr. iur. Nora Markwalder, Professorin für Strafrecht, Strafprozessrecht und Kriminologie unter besonderer Berücksichtigung des Wirtschaftsstrafrechts an der Universität St. Gallen, präsentiert die Ergebnisse einer Studie der Universität St. Gallen im Auftrag von Amnesty International zum Umgang mit gefährdenden Personen im Kantonalen Bedrohungsmanagement. Die Studienergebnisse sind dem Bericht zu entnehmen: <https://www.alexandria.​unisg.ch/entities/publication/5d5363d6-d0ab-4bce-81d5-285b325fd​a58/​details>.
 Für das gute Gelingen der Fachtagung und der Veröffentlichung dieses Bandes möchten wir Tiziana Rigamonti für die professionelle Organisation und Durchführung der Veranstaltung sowie Petra Bitterli, Janick Elsener und Leonie von Dach für die Unterstützung bei der Fertigstellung dieses Tagungsbandes herzlich danken.
 Zürich, im Mai 2024 Christian Schwarzenegger/Reinhard Brunner
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 Einleitung
 An der letztjährigen Fachtagung Bedrohungsmanagement (November 2022) zum Thema „Umsetzung Istanbul-Konvention“[1] skizzierte ich zum Abschluss der Veranstaltung im Sinne eines Ausblicks die weiteren Entwicklungen beim Bedrohungsmanagement, namentlich die Einführung von schweizweiten Qualitätsstandards. Dem Buchband[2] zu dieser Veranstaltung sind die entsprechenden Ausführungen zu entnehmen. Im Folgenden werde ich daran anknüpfen und einzelne Aspekte nochmals aufgreifen, die dazu beigetragen haben, dass wesentliche Entwicklungsschritte umgesetzt werden konnten. Der Fokus liegt dabei auf den Bereichen (1.) Bedrohungsmanagement und (2.) Technische Mittel, welche u.a. als Handlungsfelder in der sogenannten Roadmap von Bund und Kantonen zur Bekämpfung der Häuslichen Gewalt aufgeführt sind.
 Vorstösse auf politischer Ebene
 Postulat 19.4369 Arslan
 Gemäss Polizeilicher Kriminalstatistik (PKS)[3] ist der Anteil von vollendeten Tötungsdelikten im häuslichen Bereich in der Schweiz seit Jahren sehr hoch. 2022 wurden in diesem Kontext 25 vollendete Tötungsdelikte registriert (2021: 23). Dies entspricht 59,5% aller polizeilich registrierten vollendeten Tötungsdelikte in der Schweiz (Total: 42).
 Um diesem Phänomen zu begegnen, hat Frau Nationalrätin Sibel Arslan am 27. September 2019 das Postulat 19.4369 „Prüfung wirksamerer Massnahmen zum Opferschutz in Hochrisikofällen bei Häuslicher Gewalt“[4] eingereicht. Es sei nicht länger hinzunehmen, dass in der Schweiz im Schnitt alle zwei Wochen eine Frau durch die Gewalt eines Mannes ihr Leben verliere. Dies erfordere endlich griffige Massnahmen zur Beendigung dieser Situation.
 Nach Annahme des Postulats durch den Nationalrat am 20. Dezember 2019 wurde der Bundesrat beauftragt, Instrumente zu einem wirksameren Opferschutz bei sogenannten Hochrisikofällen von Häuslicher Gewalt zu prüfen. Die Erfahrungen von allen relevanten Akteurinnen und Akteure im Bereich des Gewaltschutzes sollen zur Klärung der nachstehenden Fragen miteinbezogen werden:
 
	Welche Instrumente für einen wirksameren Opferschutz bei Hochrisikofällen von häuslicher Gewalt gibt es?
 	Gibt es gute Beispiele aus anderen Ländern?
 	Welche Instrumente haben welche Vor- und Nachteile für den Schutz des Opfers?
 	Wie wirken sich welche Instrumente auf das Opfer selbst aus?
 	Welche technischen Grenzen gibt es?
 	Wo sind die Grenzen in der Umsetzung?
 
 Der Bundesrat beauftragte das Eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) mit der Ausführung der Arbeiten. Dieses erteilte sodann dem Bundesamt für Justiz (BJ) den Auftrag, den geforderten Bericht in Zusammenarbeit mit einer Begleitgruppe – Einsitzende von verschiedenen Behörden und Institutionen von Bund und Kantonen – zu erarbeiten. Zur Klärung der im Postulat aufgeworfenen Fragen zu den technischen Mitteln erteilte das BJ dem Institut für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern den entsprechenden Auftrag. Weitere Ausführungen dazu folgen unten, V.2.
 Strategischer Dialog „Häusliche Gewalt“
 Ergänzend zu den erwähnten Arbeiten initiierte Frau Bundesrätin Karin Keller-Sutter – damals noch in der Funktion als Vorsteherin des EJPD – einen Strategischen Dialog „Häusliche Gewalt“. Auf ihre Einladung setzten sich alle relevanten Akteurinnen und Akteure am 30. April 2021 in Bern an einen Tisch. Zum Ende der Veranstaltung unterzeichneten Bund und Kantone eine Roadmap, in welcher konkrete Massnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung von häuslicher Gewalt verpflichtend festgehalten wurden.[5]
 Roadmap von Bund und Kantonen
 Der Strategische Dialog „Häusliche Gewalt“ schaffte die Möglichkeit, dass sich die politischen Akteurinnen und Akteure von Bund und Kantonen vertieft über ihre Erfahrungen und die vordringlichen Handlungsfelder austauschen konnten. Dabei wurde erkannt, dass insbesondere im Vollzug von Massnahmen Handlungsbedarf besteht und bisherige Anstrengungen fortgesetzt und verstärkt werden müssen. Noch bestehende Lücken wurden u.a. insbesondere in den drei Handlungsfeldern Bedrohungsmanagement, technische Mittel und der Einrichtung einer zentralen Telefonnummer für Opfer erkannt.
 Mit der Verabschiedung der Roadmap wurden dann konkrete Massnahmen in den nachstehenden zehn Handlungsfeldern festgelegt:
 
	Gemeinsames und koordiniertes Vorgehen
 	Präventionsarbeit im Bereich Information, Sensibilisierung, Erziehung
 	Bedrohungsmanagement
 	Technische Mittel
 	Zentrale Telefonnummer für Opfer von Straftaten
 	Betreuung des Opfers
 	Schutz von Kindern, die häuslicher Gewalt ausgesetzt sind
 	Arbeit mit gewaltausübenden Personen
 	Weiterbildung
 	Rechtlicher Rahmen zu häuslicher Gewalt
 
 Auf politischer Ebene wurde damit deutlich manifestiert, dass die Häusliche Gewalt weiter reduziert und die Sicherheit der Opfer verbessert werden sollen. Die festgelegten Massnahmen sollen sich mit den Arbeiten zur Umsetzung der Istanbul-Konvention sowie dem am 22. Juni 2022 verabschiedeten Nationalen Aktionsplan (NAP IK)[6] und den Optimierungsvorhaben in den Kantonen verschränken.
 Unter der Leitung von Frau Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider – neue Vorsteherin des EJPD – haben sich am 26. Mai 2023 Vertreterinnen und Vertreter von Bund und Kantonen in Bern getroffen und eine positive Zwischenbilanz zur Umsetzung der Massnahmen in der Roadmap gezogen. Ein entsprechender Zwischenbericht[7] wurde zur Kenntnis genommen. Die politischen Akteurinnen und Akteure haben des Weiteren beschlossen, die Roadmap mit dem Addendum[8] „Sexuelle Gewalt“[9] zu erweitern. „Wir wollen ein klares Zeichen setzen: Häusliche und sexuelle Gewalt wird in der Schweiz nicht toleriert“, so das Statement der Justizministerin Elisabeth Baume-Schneider gegenüber den Medien anlässlich der Veranstaltung.[10]  
 Handlungsfeld 3: Bedrohungsmanagement
 Auszug aus der Roadmap
 Handlungsfeld 3: Bedrohungsmanagement
 Die frühzeitige Erkennung heikler Situationen ist ein Schlüsselprozess zur Verhinderung von Gewalttaten. Bestimmte Verhaltensweisen können darauf hinweisen, dass solche Handlungen unmittelbar drohen. Der Informationsaustausch zwischen Behörden und Institutionen bezüglich solcher Warnsignale ist von grösster Bedeutung. Daher sind kantonale Bedrohungsmanagementsysteme erforderlich, an denen verschiedene Behörden und Fachstellen beteiligt sind. Nur so können Gefahren rechtzeitig erkannt, das Risiko richtig eingeschätzt und koordinierte, interdisziplinäre Massnahmen zur Entschärfung der Situation eingeleitet werden. Die Einrichtung von Bedrohungsmanagementsystemen und die präventive Polizeiarbeit liegen in der Verantwortung der Kantone. Mehrere Kantone verfügen heute bereits über ein bewährtes Bedrohungsmanagement. Andere Kantone sind dabei, solche Systeme einzurichten. Die Schweizerische Kriminalprävention (SKP) hat die Standards beschrieben, die ein kantonales Bedrohungsmanagement idealerweise erfüllen sollte.[11]
 
	Es ist wichtig, dass alle Kantone über ein Bedrohungsmanagementsystem verfügen, das bestimmte Qualitätsstandards erfüllt.
 	Das Bedrohungsmanagement, insbesondere im Bereich der häuslichen Gewalt, muss präventiv erfolgen und darf sich nicht auf Fälle beschränken, in denen das Risiko als hoch eingeschätzt wird.
 	Bei der Risikobeurteilung muss die Sichtweise des Opfers in Bezug auf die Bedrohung berücksichtigt werden.
 
 Folgende Massnahmen wurden festgehalten:
 
	Die Kantone verpflichten sich, zur Verbesserung des Opferschutzes ein Bedrohungsmanagementsystem einzuführen, das Qualitätsstandards entspricht.
 	Die dafür notwendigen finanziellen Mittel müssen zur Verfügung gestellt werden. Ausserdem ist es unerlässlich, die Wirksamkeit der vorhandenen Systeme regelmässig zu evaluieren und sie gegebenenfalls zu stärken.
 	Die Kantone prüfen, ob der Austausch von Informationen oder Personendaten zwischen den verschiedenen zuständigen Behörden oder Institutionen erleichtert werden muss.
 	Die Kantone verpflichten sich, den Austausch im Bereich des Bedrohungsmanagements fortzusetzen, um das Fachwissen zu vertiefen und die Verbreitung guter Praktiken zu gewährleisten.
 
 Als gute Beispiele wurden unter diesem Handlungsfeld die Bedrohungsmanagementsysteme der Kantone Solothurn, Zürich, Luzern und Neuenburg aufgeführt. Die Bedrohungsmanagementkurse unter dem Patronat des Schweizerischen Polizei-Instituts (SPI)[12] sowie der jährliche interkantonale Erfahrungsaustausch zum Bedrohungsmanagement unter Beteiligung der SKP und von fedpol (CH-Erfa-Team Bedrohungsmanagement)[13] wurden ebenso positiv erwähnt.
 Qualitätsstandards entlang des Bedrohungsmanagement-Prozesses
 Zum Zeitpunkt des Strategischen Dialoges „Häusliche Gewalt“ (April 2021) existierten noch keine schweizweit genehmigten Qualitätsstandards für ein Kantonales Bedrohungsmanagement. Einzig die in der Roadmap erwähnten Standards der SKP, welche 2014 aus einer Umfrage in den Kantonen zum Stand der Umsetzung des Bedrohungsmanagements hergeleitet worden waren, standen zur Verfügung. Dabei handelte es sich um keine eigentlichen Standards, sondern um Aspekte, die ein Kantonales Bedrohungsmanagement idealerweise umfassen sollte. Die Auflistung dieser Aspekte ist auf der Website der SKP[14] öffentlich zugänglich.
 Für die weiteren Entwicklungsschritte mussten somit noch schweizweit verbindliche Qualitätsstandards für ein Kantonales Bedrohungsmanagement definiert werden. Vor dem Hintergrund, wonach es sich beim Bedrohungsmanagement um eine ausgesprochene Verbundaufgabe von Behörden und Institutionen handelt, drängte sich auf, die Qualitätsstandards entlang des Bedrohungsmanagement-Prozesses gemäss nachstehender Abbildung zu formulieren. Diese Herangehensweise erlaubte, in allen relevanten Handlungsfeldern ein möglichst umfassendes „Paket“ von Qualitätsstandards zu schnüren.
 [image: ]Abbildung: Prozess Bedrohungsmanagement: Erkennen – Einschätzen – Entschärfen – Evaluieren[15]

 Grundlagenpapier zur Definition von Qualitätsstandards
 Ende 2021 wurde auf meinen Anstoss hin eine Arbeitsgruppe für die Erstellung eines Grundlagenpapiers zur Definition von Qualitätsstandards für ein Kantonales Bedrohungsmanagement gebildet. Die Mitglieder der Arbeitsgruppe bekleiden leitende Funktionen beim Bedrohungsmanagement in den jeweiligen Kantonen, sie wirken an den jährlichen SPI-Kursen Bedrohungsmanagement mit (Kursdirektion; Instruktion) und/oder verfügen über grosse Erfahrung bzw. fundiertes Wissen im Themenbereich. Es ging darum, die von der SKP beschriebenen Aspekte für ein umfassendes Bedrohungsmanagement zu aktualisieren und gleichzeitig als verbindliche Qualitätsstandards für ein Kantonales Bedrohungsmanagement in ein Grundlagenpapier[16] zuhanden der KKPKS[17] und der KKJPD[18] zu überführen.
 Mit der Definition von Qualitätsstandards wurden die folgende Ziele angestrebt:
 
	Qualitätsstandards zu setzen, an welchen sich die Kantone bei ihren Aufbauarbeiten als Hilfestellung (Leitlinien) orientieren können;
 	trotz Qualitätsstandards den Handlungsspielraum für die Kantone infolge der grossen Unterschiede offen zu halten;
 	basierend auf den Qualitätsstandards die schweizweite Harmonisierung des Bedrohungsmanagements voranzutreiben;
 	mit Hilfe der Qualitätsstandards die Kontinuität hinsichtlich Organisation, Strukturen, Abläufe, Ausbildung und Wissenstransfer kantonsübergreifend zu gewährleisten.
 
 Der Entwurf des Grundlagenpapiers wurde im Rahmen einer Vernehmlassung im Frühjahr 2022 dem CH-Erfa-Team Bedrohungsmanagement unterbreitet. Nach dessen Bereinigung erfolgten im Sommer 2022 durch die KKPKS und im Herbst 2022 durch die KKJPD die Genehmigungen des Dokuments. Ende Oktober 2022 erging sodann ein Schreiben der KKJPD mit der Umsetzungsempfehlung an alle Kantone.
 Die Herleitungen und die einzelnen Qualitätsstandards sind dem Grundlagenpapier zu entnehmen. Zur einfachen Übersicht werden die einzelnen Merkmale in diesem Beitrag nachstehend nochmals aufgelistet.
 Qualitätsstandards (Auszug aus dem Grundlagenpapier):
 1. Politische und strategische Voraussetzungen
 
	Die Prävention von (schwerer) Gewalt hat auf politischer Ebene hohe Priorität.
 	Für den Aufbau und den Betrieb eines Kantonalen Bedrohungsmanagements stehen die notwendigen Ressourcen zur Verfügung.
 	Bei der Polizei zählt die Prävention (präventiv-polizeiliche Gefahrenabwehr) nebst der konkreten Gefahrenabwehr und Strafverfolgung zu den Kernprozessen der Aufgabenerfüllung.
 	Das Bedrohungsmanagement findet in der gesamten Kette der Strafverfolgung und dem Justizvollzug Verankerung. Der Einbezug aller relevanten Partnerorganisationen (Staats-/Jugendanwaltschaft, KESB, Migrationsamt, Opferhilfe- und Beratungsstellen, Frauenhäuser, Sozialhilfe, Einrichtungen im Gesundheitswesen etc.) ist gewährleistet.
 	Es besteht für gewaltbetroffene Personen ein einfacher und niederschwelliger Zugang zur Polizei sowie zu Hilfs- und Unterstützungsangeboten.
 	Die Öffentlichkeit erhält Kenntnis vom Angebot des Bedrohungsmanagements (Medienarbeit, Kampagnen etc.).
 
 2. Rechtsgrundlagen
 
	Das Bedrohungsmanagement liegt im Zuständigkeitsbereich der Kantone.[19] Das präventiv-polizeiliche Handeln (Prävention) ist in den kantonalen Polizeigesetzen geregelt.[20]

 	Die Rechtsgrundlagen für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch (Personendaten) unter den Behörden und Institutionen finden sich in einschlägigen Bundesgesetzen (z.B. Zivilgesetzbuch, Strafprozessordnung) sowie kantonalen Erlassen (z.B. Polizeigesetz, Gesundheitsgesetz, Informations- und Datenschutzgesetz).
 	Die stetige Aus- und Weiterbildung aller Beteiligten am Bedrohungsmanagement betreffend Datenschutz und Informationsweitergaben (Geheimhaltungspflichten, Melderechte und -pflichten) ist gewährleistet.
 
 3. Organisation und Struktur: Spezialisierte Fachstellen
 
	Die Organisation und Struktur des Bedrohungsmanagements sind auf alle Formen von Gewalt ausgerichtet (Häusliche Gewalt, Stalking, Gefährdung von Regierungsmitgliedern, gewalttätiger Extremismus etc.).
 	Im Zentrum steht eine spezialisierte Fachstelle (i.d.R. bei der Polizei). Sie ist die Anlaufstelle nach innen und aussen. Sie arbeitet eng mit der Frontpolizei und allen Partnerorganisationen (Netzwerk) zusammen.
 	Die spezialisierte Fachstelle ist für Risikoeinschätzungen, Schwachstellenanalysen (Schutzvorkehrungen für Opfer) und das Fall-Management im Rahmen der interdisziplinären Zusammenarbeit zuständig. Sie können dazu geeignete, wissenschaftlich fundierte Screening- und Risikobeurteilungs-Instrumente nutzen.
 	Die Datenbearbeitung der spezialisierten Fachstelle (z.B. Geschäftskontrolle, Dokumentation, Berichterstattung, Löschfristen, Einsichtsrechte) richtet sich nach kantonalem Recht.
 	Die polizei-interne Vernetzung und Aufgabenteilung zwischen der Frontpolizei und den spezialisierten Fachstellen ist sichergestellt; die Ansprechstellen der Polizei sind nach aussen publiziert.
 
 4. Organisation und Struktur: Netzwerk – Ansprechpersonen
 
	Zur Gewährleistung der Früherkennung und interdisziplinären Zusammenarbeit ist ein Netzwerk von Ansprechpersonen bei den Behörden und Institutionen (Staats-/Jugendanwaltschaft, KESB, Migrationsamt, Opferhilfe- und Beratungsstellen, Frauenhäuser, Sozialhilfe, Einrichtungen im Gesundheitswesen etc.) installiert. Die spezialisierte Fachstelle ist für die Pflege und Verwaltung des Netzwerks zuständig.
 	Die Ansprechpersonen sind für die Strukturen und Abläufe innerhalb ihrer eigenen Organisation zuständig (In-House Bedrohungsmanagement). Sie fungieren als Bindeglieder zu den örtlichen Polizeistellen sowie zu den spezialisierten Fachdiensten der Polizei.
 	Die Ansprechpersonen werden zur Wahrnehmung dieser Funktion geschult.
 	Die spezialisierte Fachstelle für das Bedrohungsmanagement (i.d.R. bei der Polizei) wirkt als „Motor“ des Netzwerks (z.B. Kontakt-/Netzwerkpflege, Aktualisierung der Liste von Ansprechpersonen, Weitergabe wichtiger Informationen zum Bedrohungsmanagement [z.B. Newsletter], Organisation von Aus- und Weiterbildungen).
 
 5. Forensische Fachexpertise/Fachgremium
 
	Für Risikoeinschätzungen und Interventionsempfehlungen ist die Einbindung von forensisch psychiatrisch-psychologisch geschulten Fachpersonen nach Bedarf gewährleistet.[21]

 	Für die Einberufung von Fallkonferenzen, Stärkung des Netzwerks und Optimierung von Prozessen ist ein interdisziplinäres Fachgremium bezeichnet.
 
 6. Qualitätssicherung: Aus- und Weiterbildung / Evaluation
 
	Die stetige Aus- und Weiterbildung der Fachspezialistinnen und -spezialisten (z.B. SPI-Kurs Bedrohungsmanagement) sowie der Ansprechpersonen des Netzwerks zur Schaffung und Gewährleistung des gemeinsamen Verständnisses zum Bedrohungsmanagement ist sichergestellt.
 	„Best Practices“ werden kantonsübergreifend untereinander ausgetauscht und Synergien genutzt.
 	Die Dokumentation der Fallbearbeitungen bildet die Datengrundlage für Evaluationen. Die Datenerfassung erfolgt strukturiert und systematisch im gesetzlich erlaubten Rahmen. Sie ist zu Vergleichszwecken nach Möglichkeit unter den Kantonen inhaltlich abzustimmen.
 	Evaluationen dienen insbesondere der Wirkungskontrolle. Sie zielen darauf ab, Stärken und Schwächen zu identifizieren sowie Ansätze für Optimierungsmassnahmen zur Unterstützung des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses (KVP) aufzuzeigen.
 
 Einführung eines Controlling-Instruments
 Mit der Einführung der Qualitätsstandards für ein Kantonales Bedrohungsmanagements erwuchs selbsterklärend das Bedürfnis, den Stand der Umsetzungen in den Kantonen abbilden zu können. Um diesem Bedürfnis nachzukommen, wurde wiederum unter meiner Leitung und unter Einbezug des gesamten CH-Erfa-Teams Bedrohungsmanagement Anfang 2023 ein Controlling-Instrument entwickelt. Das Instrument wurde so konzipiert, dass eine Bewertung zum Stand der Umsetzung zu jedem einzelnen Qualitätsmerkmal möglich ist. Die Bewertungsskala wurde bewusst einfach definiert, um den sehr unterschiedlichen Umständen in den Kantonen Rechnung zu tragen. Das Controlling-Instrument sollte weiter so ausgestaltet sein, dass es die interne Überprüfung zum Stand der Arbeiten unterstützt und eine Gesamtbewertung des „Umsetzungsgrades“ des Kantonalen Bedrohungsmanagements insgesamt zulässt.  Die Bewertungsskala beruht deshalb auf den nachstehenden einfachen Begriffen:
 Der Stand der Umsetzung ist
 
	offen
 	in Planung
 	teilweise umgesetzt
 	umgesetzt
 
 Das Controlling-Instrument wurde im Juni 2023 durch die KKPKS genehmigt und steht seither allen Mitgliedern des CH-Erfa-Teams Bedrohungsmanagement zur Verfügung.
 Stand der Entwicklungen in den Kantonen
 Nach der Genehmigung des Controlling-Instruments durch die KKPKS wurden alle Mitglieder des CH-Erfa-Teams Bedrohungsmanagement aufgefordert, die Angaben zum Stand der Umsetzungen in ihren Kantonen einzureichen. Das Ziel war, anlässlich der Fachtagung Bedrohungsmanagement am 2. November 2023 in Dübendorf ZH einen Gesamtüberblick zum Umsetzungsstand in der Schweiz präsentieren zu können.
 Alle Rückmeldungen trafen fristgerecht ein, so dass mit nachstehender Abbildung die Teilnehmenden an der Veranstaltung entsprechend informiert werden konnten.
 [image: ]Abbildung: Übersicht zum Stand der Umsetzungen in den Kantonen[22]
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 Die vom BJ in Beantwortung des Postulats Arslan (19.4369) in Auftrag gegebene externe Studie (Studie des Instituts für Strafrecht und Kriminologie der Universität Bern „Electronic Monitoring im Kontext von häuslicher Gewalt“ vom 5. Februar 2021) hat gezeigt, dass in der Schweiz im Vergleich zu anderen Ländern wenig Erfahrung mit elektronischer Überwachung im Kontext häuslicher Gewalt vorhanden ist. Die Expertinnen und Experten kommen zum Schluss, dass eine aktive elektronische Überwachung in Kombination mit der Bereitstellung eines Trackers und eines Notfallknopfes, den das Opfer freiwillig trägt, zu einem effektiveren Schutz des Opfers beitragen kann; dies insbesondere dann, wenn die Überwachung in ein umfassendes Schutzkonzept integriert und an die Besonderheiten des Einzelfalls angepasst ist.
 Zur Umsetzung der elektronischen Überwachung hat die KKJPD den Verein Electronic Monitoring (EM) gegründet, dem derzeit 22 Kantone angehören. Ziel der aktuellen Arbeiten ist es, ab 2023 für die Mitgliedskantone eine gemeinsame Lösung für die elektronische Überwachung zu beschaffen und zu betreiben. Der Verein EM beschloss im November 2020 ein System zur passiven Überwachung mittels EM anzuschaffen. Den Kantonen ist es ein zentrales Anliegen, die verfügbare Technologie optimal zu nutzen, um die Opfer von häuslicher Gewalt zu schützen. In diesem Zusammenhang ist es notwendig, das Schutzsystem in seiner Gesamtheit zu berücksichtigen, einschliesslich der Möglichkeiten und Grenzen der Umsetzung der elektronischen Überwachung durch die betroffenen Akteure. Wichtig ist, dass nicht falsche Erwartungen geweckt werden. Eine Echtzeitüberwachung ist zwar technisch möglich. Es ist jedoch nicht sichergestellt, dass die Begehung einer Straftat durch die Polizei verhindert werden kann. Aus diesem Grund gelangt die elektronische Überwachung nur bei Personen zur Anwendung, von denen keine unmittelbare Gefahr ausgeht. Im Sinne des Opferschutzes ist es zudem wichtig, die elektronische Überwachung in Abstimmung mit anderen Instrumenten des Gewaltschutzes einzusetzen. Dabei wird insbesondere die Kombination von elektronischen Überwachungsmassnahmen mit einem wirkungsvollen Bedrohungsmanagement (Handlungsfeld 3) als erfolgsversprechend erachtet.
 Die Verwendung eines Notfallknopfs kann für das Opfer von besonderem Interesse sein, da es damit leichter Hilfe rufen kann. Der Einsatz eines Notfallknopfs kann nur mit Zustimmung des Opfers erfolgen. Es handelt sich um ein technisches Mittel, das dazu beiträgt, den Schutz des Opfers zu stärken, selbst wenn es kein zeitnahes Eingreifen der Polizei garantiert.
 
	Es ist wichtig, das Potenzial der technologischen Möglichkeiten zielgerichtet einzusetzen, um das Risiko häuslicher Gewalt zu verringern und die Sicherheit der Opfer zu erhöhen.
 
 Folgende Massnahmen wurden festgehalten:
 
	Bund und Kantone nehmen die Ergebnisse der externen Studie zur Kenntnis und anerkennen die Notwendigkeit, das Wissen im Bereich der elektronischen Überwachung im Kontext häuslicher Gewalt zu vertiefen und Erfahrungen zu sammeln. Dazu führen die Kantone die Arbeiten des Vereins EM zukunftsgerichtet weiter.
 	Die Kantone verpflichten sich zu prüfen, wie der Einsatz elektronischer Überwachungsmassnahmen den Opferschutz erhöhen kann. Dabei wird der gesamte Prozess berücksichtigt und alle daran beteiligten Organisationen einbezogen, um ein effektives Schutzkonzept zu ermöglichen.
 	Die Kantone prüfen die Möglichkeit, elektronische Überwachung mit anderen Massnahmen, namentlich mit einem wirksamen Bedrohungsmanagement (Handlungsfeld 3), zu kombinieren und damit den Opferschutz zu verbessern.
 	Die Kantone prüfen die Möglichkeit, einen Pilotversuch zu starten, in welchem sie den Opfern – mit deren Zustimmung – einen Notfallknopf zur Verfügung stellen.
 	Auf Gesuch der Kantone hin ist der Bund bereit, die Teilfinanzierung eines entsprechenden Projektes im Rahmen des geltenden Rechts zu prüfen.
 
 EM-Modell in Spanien / Studienreise nach Spanien/Madrid
 In seinem Bericht vom 3. Dezember 2021[23] zum Postulats 19.4369 Arslan begrüsste der Bundesrat den Beschluss des Vorstandes der KKJPD ausdrücklich, wonach gestützt auf die Studien-Erkenntnisse der Universität Bern eine schweizerische Delegation sich mit Vertreterinnen und Vertretern der Spanischen Behörden für einen Erfahrungsaustausch treffen soll. Eine entsprechende Empfehlung der Studie werde damit umgesetzt.
 Infolge der Corona-Krise musste die vorerst im Januar 2022 geplante Reise nach Spanien um ein Jahr verschoben werden. Die Schweizer Delegation – welcher ich angehören durfte – konnte sich dann anlässlich des Besuchs in Madrid vom 26. bis 27  Januar 2023 einen vertieften Einblick in das dortige EM-Modell verschaffen.
 Spanien verfügt über föderale Strukturen mit rund 47 Mio. Einwohnerinnen und Einwohner. Die Verhinderung und Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt hat auf politischer Ebene höchste Priorität. Seit 2004 ist ein entsprechendes nationales Gesetz – eine Art Gewaltschutzgesetz – in Kraft. Die Verbesserung des Schutzes von (potenziellen) Opfern wurde 2017 mit einem nationalen Pakt gegen geschlechtsspezifische Gewalt parteiübergreifend einstimmig bekräftigt. Eine Fördersumme von einer Milliarde Euro über fünf Jahre wurde bereitgestellt. Organisatorisch und strukturell sind die spanischen Behörden mit spezialisierten Einheiten auf allen Ebenen der Verwaltung, bei der Polizei, den Staatsanwaltschaften und Gerichten sehr gut aufgestellt. Im Verlauf der letzten Jahre konnte die Anzahl Tötungsdelikte in diesem Kontext massgeblich reduziert werden. Spanien verfügt heute mit einer Prävalenz von 0.1/100’000 Einwohnerinnen/Einwohner (ca. 50 Femizide/Jahr) über eine der niedrigsten Raten in Europa. Im Vergleich dazu liegt die Schweiz mit einer Prävalenz von gut 0.2/100’000 Einwohnerinnen/Einwohner (ca. 20 Femizide/Jahr) deutlich höher.
 Beeindruckend war die Vorstellung der Überwachung von angeordneten Massnahmen zum besseren Schutz von Opfern mittels Electronic Monitoring (EM). Der EM-Vollzug ist mit staatlichem Mandat an eine private Sicherheitsfirma ausgelagert. Diese betreibt das sogenannte COMETA Monitoring Center, welches rund um die Uhr für das Electronic Monitoring zuständig ist. Rund 80, gut geeignete und geschulte Mitarbeitende sind bei der Überwachungszentrale COMETA tätig. Landesweit stehen zudem ca. 350 Techniker mit dezentralen Standorten zur Behebung von technischen Störungen für COMETA im Einsatz. Anlässlich des Besuchs am 27. Januar 2023 wurden gut 3’100 Fälle gleichzeitig mittels EM überbewacht.
 Die Bearbeitung von Alarmmeldungen, namentlich die Reaktionszeiten und die definierten Prozesse beeindruckten die Schweizer Delegation nachhaltig. Im Gegensatz zum bisherigen EM-Einsatz in der Schweiz werden in Spanien sowohl Täter wie auch Opfer elektronisch überwacht. Dadurch, dass das Opfer auch ein Überwachungsgerät bei sich trägt, wird vom Gerät ausgehend eine dynamische (bewegliche), elektronisch definierte Verbotszone (Umkreis um das Opfer) erzeugt. Betritt der Täter diese dynamische Verbotszone im Sinne eines auferlegten Annäherungsverbots, wird ein Alarm ausgelöst und COMETA tritt unmittelbar in Aktion. Das Opfer wird sofort telefonisch kontaktiert und nach dessen Sicherheit nachgefragt. Der Täter wird in einem nächsten Schritt telefonisch angewiesen, sich aus der Verbotszone zu begeben. Die Polizei wird über die Alarmauslösung in Kenntnis und „standby“ gesetzt. Sobald sich der Täter gemäss Anweisungen von COMETA wieder ausserhalb der Verbotszone befindet und sich die Situation als sicher zeigt, wird gegenüber dem Opfer und der Polizei die Entwarnung durchgegeben. Werden die Anweisungen von COMETA durch den Täter nicht befolgt, erfolgt die Intervention durch die Polizei.
 Fazit der Schweizer Delegation: Spanien verfügt mit dem beschriebenen Einsatz des Electronic Monitoring über ein wirksames Erfolgsmodell und gilt als Vorreiter.
 Dynamisches Electronic Monitoring; Pilotprojekt
 Basierend auf den in Spanien gewonnenen Erkenntnissen beschloss der Kanton Zürich, ein Pilotprojekt mit sogenannt dynamischem Electronic Monitoring zu lancieren. Im Kern dieses Vorhabens geht es darum, zu testen, inwiefern das EM-System von Spanien zur Verbesserung des Schutzes von (potenziellen) Opfern auf die hiesigen Verhältnisse übertragbar ist bzw. welche Anpassungen vorgenommen werden müssten. Wie zuvor beschrieben, soll neu auch das Opfer auf freiwilliger Basis elektronisch überwacht werden, um dem Täter ein Annäherungsverbot im Sinne des dynamischen Electronic Monitoring auferlegen zu können.
 Das Pilotprojekt startet im November 2023 und dauert ein Jahr. Die Projektleitung obliegt den Bewährungs- und Vollzugdiensten des Kantons Zürich. Überwacht werden einzig Fälle im Kontext von häuslicher Gewalt und Stalking im Rahmen von strafprozessualen Ersatzmassnahmen.[24] Der Einbezug des Gewaltschutzes (Bedrohungsmanagement) ist dabei unerlässlich. Die Erfahrungen während des Pilotprojekts sollen sodann als Entscheidungsgrundlage für das weitere Vorgehen dienen.[25]
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